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Gemeinde Kinsau 
Bebauungsplan   
„Am Gänsstall Nord Erweiterung“ 
 
Die Gemeinde Kinsau erlässt aufgrund der §§ 1 bis 4 sowie § 8, § 13a Baugesetzbuch (BauGB), des Art. 23 der 
Gemeindeverordnung für den Freistaat Bayern (GO), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau NVO), diesen Bebauungsplan als Satzung. 

 
Dieser Bebauungsplan besteht aus diesem Satzungstext und der beigefügten Plan-
zeichnung (Planzeichnung in der Fassung vom 24.07.2026) 
 

A. Festsetzungen durch Text 
 
1. Art der baulichen Nutzung; § 9 Abs. 1 Ziff. 1. BauGB 

Die Bauflächen wird gemäß § 9 BauGB und § 6 BauNVO als „Mischgebiet“(MI) 
festgesetzt.  

 
2. Maß der baulichen Nutzung; § 16 BauNVO 
2.1 Grundfläche: 

Die maximal zulässige GRZ (Grundflächenzahl) wird auf 0,3 festgesetzt. Ab-
weichend von § 19 Abs. 4 BauNVO darf die zulässige Grundfläche durch die 
Grundfläche der Anlagen nach § 19 Abs. 4 BauNVO um bis zu 80 % überschrit-
ten werden. 

2.2 Zahl der Vollgeschosse 
Es sind max. 2 Vollgeschosse zugelassen 

2.3 Die Wandhöhe an der Traufe der baulichen Anlage muss mindestens 4,5 m und 
darf höchstens 6,5 m betragen. Die Wandhöhe wird gemessen von der Ober-
kante fertiger Fußboden Erdgeschoss. Der obere Bemessungspunkt der Wand-
höhe an der Traufe wird am Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut 
festgelegt. 

2.4 Die Firsthöhe gemessen von der Oberkante fertiger Fußboden Erdgeschoss bis 
Oberseite Dachhaut darf höchstens 10,75 m betragen. 
 

3. Bauweise; § 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 22 BauNVO  
Es wird die offene Bauweise festgesetzt.  
Zulässig sind Einzel- und Doppelhäuser. 
 

4. Überbaubare Grundstücksfläche; § 9 Abs. 1 Ziff. 2 BauGB und § 23 BauNVO 
4.1 Alle Gebäude dürfen grundsätzlich nur innerhalb der durch die Baugrenzen ge-

bildeten „Baufenster“ errichtet werden.  
4.2 Die Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO sind in der jeweils geltenden Fassung 

einzuhalten. 
 
5.  Flächen und Anzahl von Stellplätzen, Garagen und Nebenanlagen auf den 

Baugrundstücken (Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO und § 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB) 
5.1  Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Kinsau. 
5.2.  Garagen sind mind. 5,0 m von öffentlichen Verkehrsflächen entfernt zu errich-

ten. Dieser Zufahrtsbereich darf nicht eingefriedet werden. Garagen müssen in-
nerhalb der Baugrenzen errichtet werden. Der Zufahrtsbereich kann nicht als 
Stellplatz angerechnet werden. 
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5.3.  Garagen müssen entweder als Grenzgaragen oder mit einem Mindestabstand 
von 1,0 m von Grundstücksgrenzen entfernt errichtet werden. Garagen mit ei-
nem geringeren Abstand als 1,0 m von Grundstücksgrenzen sind nicht zulässig. 
Grenzgaragen, die an einer gemeinsamen Grenze errichtet werden, müssen 
zusammengebaut werden. Zusammengebaute Garagen mit Satteldächern 
müssen bei gleicher Firstrichtung mit gleicher Dachneigung und an der Stra-
ßenseite mit gleicher Traufhöhe ausgebildet werden. Die Fassaden müssen 
einheitlich gestaltet werden. 

5.4.  Garagen unterhalb des Geländes, sogenannte Kellergaragen mit Rampenzu-
fahrt, sind unzulässig. 

 
6.  Bauliche Gestaltung 
6.1.  Der Erdgeschossfußboden (OKFFB-EG) muss mindestens 0,35 m und darf 

max. 0,50 m über der jeweiligen Erschließungsstraße, gemessen am Fahrbahn-
rand im Bereich der Gebäudemitte, liegen. Ausnahmen davon können im Bau-
genehmigungsverfahren zugelassen werden. 

6.2.  Es sind nur Putz- und Holzfassaden zulässig. Ortsfremde Materialien wie Glas-
bausteine, Faserzement- und Metallplattenverkleidungen usw. sind unzulässig. 

6.3.  Als Dachform für Wohngebäude sind nur symmetrische Satteldächer mit einer 
Dachneigung von mindestens 16 Grad und bei einer Wandhöhe von max. 4,75 
m höchstens 40 Grad, bei einer Wandhöhe von mehr als 4,75 m höchstens 32 
Grad zugelassen. Eingeschossige Anbauten können auch mit Pultdach mit ge-
ringerer Dachneigung ausgeführt werden, wobei der Pultfirst ans Hauptgebäude 
anzulehnen ist. 

6.4.  Die Firstrichtung darf nur parallel zur längeren Gebäudeseite ausgebildet wer-
den. 

6.5.  An die Hauptgebäude dürfen Seitenflügel (Wiederkehren) mit abweichender 
Firstrichtung angebaut werden; die Firsthöhe des Anbaues muss mindestens 
0,50 m unter der Firsthöhe des Hauptfirstes liegen. Dachneigung und Dachde-
ckung sind dem Hauptdach anzugleichen. Der seitliche Abstand zum Giebel 
und zu untergeordneten Dachaufbauten muss mindestens 1,5 m betragen.  
Die Breite des Seitenflügels darf 40 % der Länge des Hauptgebäudes nicht 
überschreiten. Bei Pultdächern sind keine Wiederkehren zulässig.  

6.6. Bei einer Dachneigung von mindestens 30 Grad sind Dachaufbauten in Form 
von Dachgauben zugelassen. Im Übrigen sind keine Dachaufbauten in Form 
von Dachgauben zugelassen. Die Breite dieser Aufbauten darf 30 % der Dach-
länge (einzeln oder Summe der Aufbauten) nicht überschreiten. Die Firsthöhe 
der Aufbauten muss mindestens 0,50 m unterhalb des Hauptfirstes liegen. Der 
seitliche Abstand zwischen Dachaufbauten untereinander und zum Giebel muss 
mindestens 1,50 m betragen. In jeder Dachfläche sind max. 2 Dachgauben zu-
lässig. Dachneigung und Dachdeckung sind dem Hauptdach anzugleichen.  

6.7  Kellergeschosse dürfen nur an einer Hauswandseite durch Abgrabungen freige-
legt werden.  

6.8  Die Dacheindeckung der Hauptgebäude ist nur mit Dachpfannen in roten, brau-
nen oder grauen Farbtönen zulässig. Dies gilt nicht für untergeordnete Bauteile 
und erdgeschossige Anbauten. 
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7.  Einfriedungen 
7.1.  Einfriedungen sind nicht zwingend vorgeschrieben. Es gilt die Einfriedungssat-

zung der Gemeinde Kinsau. 
7.2  Ergänzend zu den Bestimmungen der Einfriedungssatzung wird festgelegt, 

dass sämtliche Einfriedungen nur sockellos und mit einem Bodenabstand von 
mindestens 10 cm zulässig sind. 

 
 
8.  Versorgungsanlagen 
8.1. Strom- und Telefonleitungen sind als Erdkabel auszuführen, diese dürfen bis zu 

einem Achsabstand von 1,5 m nicht überbaut werden, in diesen Bereichen kön-
nen die Grundstücke mit Leitungsrechten belastet werden. Wegen der von den 
Wurzeln ausgehenden Beschädigungsgefahr ist der Kabelbereich von einem 
Besatz mit Bäumen auszusparen. 

8.2.  Soweit erforderlich ist durch die Grundstückseigentümer auf den Baugrundstü-
cken das Aufstellen von Stromverteilerschränke mit den Abmaßen: L/B/H 1,0 / 
0,35 / 1,20 m zu gestatten. 

 
9.  Immissionsschutz  

In den Fassaden der Wohngebäude mit Sichtverbindung zur Staatsstraße St 
2055 sind sämtliche Schlaf- und Kinderzimmer so zu planen, dass die notwen-
digen Fenster für Belüftungszwecke zur lärmabgewandten Seite orientiert sind. 
Sind dennoch nach Abwägung aller Möglichkeiten Fenster für Belüftungszwe-
cke von Schlaf- und Kinderzimmern mit Sichtverbindung zur Staatsstraße St 
2055 notwendig, so sind diese Fenster mit integrierten Lüftungseinrichtungen 
zu versehen oder es sind schallgedämmte Lüftungsanlagen einzubauen. Alter-
nativ dazu können Wintergärten bzw. verglaste Loggien vorgesehen werden. 
Beide Möglichkeiten müssen eine ausreichende Belüftung bei gleichzeitig aus-
reichendem Schallschutz gewährleisten. 
Eine ausreichende Luftschalldämmung von Außenbauteilen (Außenwände, 
Fenster, Türen, Rollladenkästen und Dachhaut der Wohngebäude) ist zu ge-
währleisten. Hierzu ist ein Nachweis nach der DIN 4109 „Schallschutz im Hoch-
bau“ (neueste Ausgabe) erforderlich. 
Hierbei ist von einem „maßgeblichen Außenlärmpegel“ von 60 dB(A) auszuge-
hen. 

 
10.  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft. Grünordnung 
10.1. Um der Versiegelung des Bodens in der Landschaft entgegenzuwirken, müs-

sen Garageneinfahrten, Park- und Stellplätze als befestigte Vegetationsflächen 
(Schotterrasen, Pflasterrasen, Rasengittersteine) oder in durchlässigem Ver-
bundpflaster ausgeführt werden. Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind 
für die Oberflächenbefestigung und deren Tragschichten nur Materialien mit ei-
nem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung 
mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasen-
gittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke. 

10.2. Sämtliches anfallendes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück zu versi-
ckern.  
Für die Versickerung nicht verunreinigtem Niederschlagswassers gelten grund-
sätzlich die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die 
Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-
schlagswasser in das Grundwasser (TRNGW). 
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Die Versickerung soll vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 20 
cm mächtige bewachsene Oberbodenzone erfolgen. Unterirdische Versicke-
rungsanlagen, z. B. Rigolen und Sickerschächte, sind ohne geeignete Vorreini-
gung nicht zulässig. Notwendige Versickerungs- und Retentionsräume oder 
Vorbehandlungsanlagen sind auf den privaten Grundstücken vorzuhalten. 

 
Das Entwässerungskonzept ist in den Bauplanungsunterlagen darzustellen und 
einzureichen. 

 
10.3  Für die Bepflanzung der privaten Grundstücke gilt: 

a) Die nicht bebauten Flächen sind innerhalb von 2 Jahren nach Baufertigstel-
lung gärtnerisch zu gestalten. 
b) Pro 300 m2 privater Grundstücksfläche ist an dem durch Planzeichen ge-
kennzeichneten Standort ein standortgerechter Laubbaum folgender heimischer 
Arten als Halb- oder Hochstamm  
Feldahorn   Acer campestre und die Sorte "Elsrijk" 
Spitzahorn   Acer platanoides und die Sorte "Olmsted" 
Hainbuche   Carpinus betulus 
Walnuss   Juglans regia 
Vogelkirsche   Prunus avium 
Traubenkirsche   Prunus padus 
Mehlbeere   Sorbus aria 
Eberesche   Sorbus aucuparia und die Sorte "Edulis" 
Winterlinde   Tilia cordata und die Sorte "Rancho" 

oder ein Obstbaum einer standortgerechten Apfel-, Birnen- oder Zwetschgens-
orte als Halb- oder Hochstamm zu pflanzen. 
c) Entlang der öffentlichen Flächen sind für Hecken möglichst heimische, 
standortgerechte Laubsträucher oder Beerensträucher zu verwenden. 
d) Bei Gehölzpflanzungen ist ein Oberbodenauftrag von mind. 0,40 m vorzu-
nehmen. 

 
10.4. An den Grundstücksgrenzen sind Auffüllungen bzw. Abgrabungen, über bzw. 

unter die natürlichen und im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen neu fest-
gelegten Geländeoberflächen, unzulässig. Die Höhen der angrenzenden Ge-
ländeoberflächen sind in den Bauplanungsunterlagen darzustellen. Nachbar-
grundstücke müssen vor Absturz oder Abschwemmen des Bodens oder abflie-
ßendem Wasser geschützt werden. 
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B.  Hinweise durch Text 
 

1.  Hinweise zur Landwirtschaft:  
Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke im Planbereich haben die 
landwirtschaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen) der 
angrenzenden landwirtschaftlich ordnungsgemäß genutzten Flächen unentgelt-
lich zu dulden und hinzunehmen. Die Belastungen entsprechen hierbei den üb-
lichen dörflichen Gegebenheiten und sind mit dem „ländlichen Wohnen“ verein-
bar. Besonders wird darauf hingewiesen, dass mit zeitweiser Lärmbelästigung 
(Verkehrslärm aus dem landwirtschaftlichen Fahrverkehr) auch von 6:00 Uhr 
morgens zu rechnen ist. Zudem sind sonstige Lärmbeeinträchtigungen während 
der Erntezeit auch nach 22:00 Uhr zu dulden.  

 
2.  Restrisikohinweishinweis zum Schutz vor Überflutungen infolge von 

Starkregen: 
Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorge-
maßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Kellerfenster sowie 
Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 
Lichtschächten, ausgeführt werden. Die mitgeteilten Hinweise und Auflagen sol-
len sicherstellen, dass bei fachgerechter Bauausführung keine erkennbaren 
Schäden oder vermeidbare Beeinträchtigungen durch Hangwasser, Hochwas-
ser und Grundwasser drohen. Wegen der Untergrundbeschaffenheit des Bau-
gebietes erlauben jedoch die fachlich gesicherten Beurteilungsmaßnahmen 
keine volle Vorhersehbarkeit aller Schadensmöglichkeiten und Zufälle, so dass 
ein potentielles Restrisiko besteht, dem nicht mit Auflagen begegnet werden 
kann. Wir weisen darauf hin, dass dieses Risiko von den Bauherren zu tragen 
ist. Die Erkundung des Baugrundes einschl. der Grundwasserverhältnisse ob-
liegt grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf ge-
gen auftretendes Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss.  

 
3. Hinweis zu Bodendenkmälern:  

Bodendenkmäler, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage kommen 
unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 DSchG und müssen unverzüglich dem 
Bayer. Landesamt für Denkmalpflege gemeldet werden.  
 

4.  Hinweis zum Bodenschutzgesetz:  
Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 
BayBodSchG).“ 
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C. Festsetzungen durch Planzeichen 
 

 
 

 
1. Mischgebiet 

 
 

 

2. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches    _ _ _ _ 

 
 

3. Baugrenze         _ . _ . _ 

 

4. verbindliche Maßangabe in Meter (hier z.B. 25m)   
 

5. Straßenverkehrsflächen         

 
6. Straßenbegrenzungslinie  

 
 

7. Private Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung 
(Zweckbestimmung lt. Angabe in der Planzeichnung)    

      

 
 
 
D.  Hinweise durch Planzeichen  
 
Vorgeschlagene Grundstücksgrenze     ……………..  

 
Bestehende Grundstücksgrenzen 

 
Flurnummern         363 

 
Vorhandene Gebäude und Nebengebäude       
 

 

 

MI 
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E. Verfahrensvermerke 
 

1. Der Beschluss zur Aufstellung dieses Plans im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB wurde in der Sitzung am _________ gefasst und am 
_________ortsüblich bekannt gemacht. 

2. Der Billigungs- und Auslegungsbeschluss wurde in der Sitzung am _________ 
gefasst. 

3. Die Beteiligung der Behörden (§ 13a, 4 Abs. 2 BauGB) zum Bebauungsplan-
entwurf mit Begründung in der Fassung vom _________ erfolgte mit Schreiben 
vom _________ für die Dauer eines Monats. 

4. Die Veröffentlichung des Bebauungsplan-Entwurfs in der Fassung vom 
_________ im Internet hat in der Zeit vom _________ bis _________ stattge-
funden (§ 13a, § 3 Abs. 2 BauGB). Hierauf wurde mit Bekanntmachung am 
_________ hingewiesen. 

5. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan in der Fassung vom 05.02.2024 
wurde vom Gemeinderat am _________ gefasst (§ 10 BauGB). 

 

Kinsau, den __________ 

 

_________________________ 
Dollinger, Erster Bürgermeister 

6. Die ortsübliche Bekanntmachung über den Abschluss des Verfahrens zum Be-
bauungsplan erfolgte am ___________ dabei wurde auf die Rechtsfolgen der  
§§ 44 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit des Bebauungsplans hinge-
wiesen. Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in der Fassung vom 
_____________ in Kraft (§ 12 BauGB). 

Reichling, den ___________ 

 

_________________________ 
Hentschke, Verwaltungsrat 
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F. Begründung zum Bebauungsplan „Am Gänsstall Nord Erweiterung“ 

I. Grundlagenermittlung und Vorbemerkungen 
 

1. Anlass und bisherige Planungssituation 
 
Das Bebauungsplangebiet umfasst eine Teilfläche zu 4.464 qm des Grundstücks 
FlNr. 370 Gemarkung Kinsau  
Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft darge-
stellt: 
 

 
(Abb.: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan, der bislang 12 mal geändert worden ist.) 

 
Das Plangebiet ist mit einer ehemaligen Hofstelle (Anwesen Bahnhofstraße 6) be-
baut. Teile des Hofes (Tenne und diverse Nebengebäude) sollen abgebrochen wer-
den. Stattdessen soll dort eine Schank- und Speisewirtschaft („Bistro“) als Anbau an 
den Hof errichtet werden. 
nördlich grenzt die Bebauung entlang der Hardstraße, östlich die Bebauung am Wei-
ßenoheweg an. 
 
Durch die umliegende bestehende Bebauung liegen die Voraussetzungen des § 13a 
BauGB vor, wonach der Plan als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt werden kann. Die zulässige Grundfläche im gesamten 
Plangebiet liegt unter 20.000 qm, so dass konkret die Voraussetzungen des § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB vorliegen. 
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2. Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms 
 
Gemäß dem Landesentwicklungsprogramm 2013 (Nrn. 3.1 und 3.2) soll die Auswei-
sung von Bauflächen an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter besonderer 
Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerichtet 
werden. Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berück-
sichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden. In den Sied-
lungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vor-
rangig zu nutzen, was mit dieser Planung entsprechend des gemeindlichen Innen-
entwicklungskonzept erfolgen soll. 
 
3. Begründung der Festsetzungen 
 
Die bereits bebaute und an der Staatsstraße gelegene Fläche soll als Mischgebiet 
festgesetzt werden, damit dort das Bistro und eine zusätzliche bauliche Nutzung mit 
Wohnungen realisiert werden können. 
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der über-
baubaren Grundstücksfläche orientieren sich am Bestand.  
Die zulässige Wandhöhe greift die Wandhöhe des bestehenden ehemaligen land-
wirtschaftlichen Gebäudes auf. 

 

 

 

II. Umweltbelange 

 
Schutzgebiete nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder dem Bayerischen 
Naturschutzgesetz sind im Gebiet ebenso wenig ausgewiesen wie kartierte 
Biotope oder Wasserschutzgebiete (das Wasserschutzgebiet der Gemeinde 
Kinsau Zone III verläuft südlich des Plangebiets).  
Die Artenschutzkartierung enthält für das Gebiet keine Einträge. 
  
Es besteht kein Wald im Sinne des Bayerischen Waldgesetzes. 
 
Altlastenverdachtsflächen und kartierte Altlasten sind im Geltungsbereich nicht be-
kannt. Allerdings haben im benachbarten Baugebiet „Gänsstall Nord“ Bodenproben 
schädliche Bodenveränderung schädliche Bodenveränderungen gezeigt. 
 
Selbstverständlich sind mit der Realisierung der Planung Eingriffe in Schutzgüter 
verbunden, die nachstehend bewertet werden: 
 
Schutzgut Boden 
Der Bodenaufbau dürfte sich wie folgt darstellen: 
Unterhalb der bis zu 45cm mächtigen Mutterbodenschicht ist mit kiesigem Boden zu 
rechnen. 
Der Boden ist durch die bestehende Nutzung bereits verändert. 
Die durch die Bodenprobe festgestellten Bodenveränderungen führen evtl. dazu, 
dass der Boden im Baugebiet evtl. saniert werden muss. Aufgrund der relativ dichten 
Bebauung kommt es zum nahezu vollständigen Bodenabtrag mit einer entsprechen-
den Entsorgung. 
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Die Verwirklichung des Vorhabens führt zu  
- Verlust der natürlichen Ertragsfunktion des Bodens durch weitere Über-

bauung und Versiegelung 
- Verlust der natürlichen Speicher-, Puffer- und Filterfunktion des Bodens durch  

weitere Überbauung und Versiegelung  
- Sanierung der schädlichen Bodenveränderungen 
 
Schutzgut Wasser  
Im Gebiet sind keine natürlichen oder künstlichen Fließ- oder Stillgewässer vorhan-
den.  
Die Versickerungsfähigkeit auf den kiesigen Untergründen ist möglich. 
 
Die Verwirklichung des Vorhabens führt zu  
- Beeinträchtigungen des Oberflächenwasserabflusses durch die Versiegelungen  

des Vorhabens, dadurch Reduzierung der Grundwasserneubildung 
 
Schutzgut Klima/ Luft 
Es bestehen keine ausgeprägten Kaltluftströme. 
Die Verwirklichung des Vorhabens führt zu  
- Verringerung der Verdunstung durch die Versiegelung von Flächen 
- Verlust von Flächen für die Kaltluftentstehung 
 
Schutzgut Arten und Lebensräume 
Das Plangebiet wird bereits bisher als Wohnbaufläche bzw. als Grünland ge-
nutzt.  
Im Planungsbereich kommen keine nach dem europäischen oder deutschen 
Artenschutzrecht besonders gefährdeten oder streng geschützten Arten vor. 
Durch die bauliche Erweiterung ist eine Gefährdung solcher Arten hinsichtlich 
ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten weder mittel- noch unmittelbar gege-
ben.  
 
Schutzgut Landschaftsbild 
Das Landschaftsbild im Plangebiet ist bereits durch die vorhandene Bebauung 
geprägt. Indem diese erweitert wird, kommt es zu keinen gravierenden Verän-
derungen des Landschaftsbildes. 
 
Schutzgut Mensch 
Die Erholungsfunktion des Landschaftsraumes wird nicht beeinträchtigt. Auf-
grund der höheren zugelassenen Bebauung kommt es bei der umliegenden 
Bebauung teilweise zu stärkerer Verschattung. Durch die dichtere Bebauung 
kommt es zu leicht erhöhtem Zu- und Abfahrtsverkehr mit entsprechender 
Lärmbelastung. 
 
Schutzgut Kultur und Sachgüter 
Kultur- und Sachgüter sind im Gebiet nicht vorhanden. 
 
Gesamtbewertung 
Aus der Gesamtschau für die einzelnen Schutzgüter ergibt sich in der Zusammen-
schau für den Geltungsbereich eine geringe bis mittlere Bedeutung für Naturhaus-
halt und Landschaftsbild. In der Gesamtabwägung erscheint unter Berücksichtigung 
der Minimierungsmaßnahmen die Beeinträchtigung der Schutzgüter im Verhältnis 
zum Ziel der Planung vertretbar. 
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III. Umweltbericht 
 
Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht entfällt nach §13a Abs. 2 Nr. 1,  
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB.  

 
Kinsau, den _____________ 
 
_______________________ 
Marco Dollinger, 
Erster Bürgermeister 


